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Gesetz zur Änderung des 
Umweltverwaltungsgesetzes1

und anderer Gesetze

Der Landtag hat am 28. November 2018 das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Umweltverwaltungsgesetzes

Das Umweltverwaltungsgesetz vom 25. November 2014
(GBl. S. 592), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. November 2017 (GBl. S. 612) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. Teil 2 wird wie folgt gefasst:

                                           „Teil 2

                                    Umweltprüfung

                                        Abschnitt 1

                             Allgemeine Vorschriften

                                               § 7

                      Anwendungsbereich, entsprechende 
                              Geltung von Bundesrecht 

    (1) Die Vorschriften dieses Teils gelten für

    1.  die in Anlage 1 aufgeführten Vorhaben,

    2.  die in Anlage 3 aufgeführten Pläne und Program-
me,

    3.  sonstige Pläne und Programme, die landesrechtlich
oder durch Rechtsakte der Europäischen Union
vorgesehen sind, und für die eine Strategische Um-
weltprüfung oder Vorprüfung durchzuführen ist,
sowie

    4.  die grenzüberschreitende Behörden- und Öffent-
lichkeitsbeteiligung bei umweltverträglichkeitsprü-
fungspflichtigen Vorhaben im Ausland und bei
Plänen und Programmen eines anderen Staates, für
die nach § 17 Absatz 2 eine Pflicht zur Durch-
führung einer Strategischen Umweltprüfung (SUP-
Pflicht) besteht. 

    (2) Diese Vorschriften gelten nicht für den Bereich
der Raumordnung.

    (3) Die Bestimmungen des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) sind entsprechend
anzuwenden, soweit in diesem Teil keine Regelungen
getroffen wurden.

    (4) Abweichend von § 15 Absatz 3 UVPG und § 39
Absatz 4 UVPG gelten für die Öffentlichkeit der Be -
sprechung von Vorhaben, die dem Anwendungsbe-
reich des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits -
prüfung unterfallen, die Vorschriften dieses Gesetzes.

                                               § 8

                               Begriffsbestimmungen

    (1) Schutzgüter sind

    1.  Menschen, insbesondere die menschliche Gesund-
heit,

    2.  Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,

    3.  Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Land-
schaft,

    4.  kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie

    5.  die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten
Schutzgütern.

    (2) Umweltauswirkungen sind unmittelbare und mit-
telbare Auswirkungen eines Vorhabens oder der
Durchführung eines Plans oder Programms auf die
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Schutz güter. Dies schließt auch solche Auswirkungen
des Vorhabens ein, die aufgrund von dessen Anfällig-
keit für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwar-
ten sind, soweit diese schweren Unfälle oder Katastro-
phen für das Vorhaben relevant sind.

    (3) Grenzüberschreitende Umweltauswirkungen sind
Um weltauswirkungen eines Vorhabens in einem ande-
ren Staat.

    (4) Umweltprüfungen sind Umweltverträglichkeits -
prüfungen und Strategische Umweltprüfungen.

    (5) Einwirkungsbereich ist das geographische Gebiet,
in dem Umweltauswirkungen auftreten, die für die
Zulassung eines Vorhabens relevant sind.

                                               § 9

                       Grundsätze für Umweltprüfungen 

    Umweltprüfungen umfassen die Ermittlung, Beschrei-
bung und Bewertung der erheblichen Auswirkungen
eines Vorhabens oder eines Plans oder Programms auf
die Schutzgüter. Sie dienen einer wirksamen Umwelt-
vorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze und
werden nach einheitlichen Grundsätzen sowie unter
Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt.

                                        Abschnitt 2

                        Umweltverträglichkeitsprüfung

                                              § 10

                         Umweltverträglichkeitsprüfung 

    Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist unselbstständi-
ger Teil verwaltungsbehördlicher Verfahren, die Zu-
lassungsentscheidungen dienen.

                                              § 11

                           Feststellung der UVP-Pflicht 

    (1) Die zuständige Behörde stellt auf der Grundlage
geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie eige-
ner Informationen unverzüglich fest, ob für das Vor-
haben eine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) nach § 7 Ab-
satz 3 in Verbindung mit §§ 6 bis 14 UVPG besteht.
Die Feststellung trifft die Behörde

    1.  auf Antrag des Vorhabenträgers oder

    2.  bei einem Antrag nach § 13 oder

    3.  von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens, das
der Zulassungsentscheidung dient.

    (2) Sofern eine Vorprüfung vorgenommen worden ist,
gibt die zuständige Behörde die Feststellung der Öf-

fentlichkeit bekannt. Dabei gibt sie die wesentlichen
Gründe für das Bestehen oder Nichtbestehen der
UVP-Pflicht unter Hinweis auf die jeweils einschlägi-
gen Kriterien nach Anlage 2 an. Gelangt die Behörde
zu dem Ergebnis, dass keine UVP-Pflicht besteht,
geht sie auch darauf ein, welche Merkmale des Vorha-
bens oder des Standorts oder welche Vorkehrungen
für diese Einschätzung maßgebend sind. Bei der Fest-
stellung der UVP-Pflicht kann die Bekanntgabe mit
der Bekanntmachung zur Unterrichtung der Öffent-
lichkeit nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 19
UVPG verbunden werden.

    (3) Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.
Beruht die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist
die Einschätzung der zuständigen Behörde in einem
gerichtlichen Verfahren betreffend die Zulassungsent-
scheidung nur daraufhin zu überprüfen, ob die Vor-
prüfung entsprechend den Vorgaben bei der Vorprü-
fung durchgeführt worden ist und ob das Ergebnis
nachvollziehbar ist.

                                              § 12

                                       UVP-Pflicht

    (1) Für ein Neuvorhaben, das in Anlage 1 Spalte 1 mit
dem Buchstaben „X“ gekennzeichnet ist, besteht die
UVP-Pflicht, wenn die zur Bestimmung der Art des
Vorhabens genannten Merkmale vorliegen. Sofern
Größen- oder Leistungswerte angegeben sind, besteht
die UVP-Pflicht, wenn die Werte erreicht oder über-
schritten werden.

    (2) Bei einem Neuvorhaben, das in Anlage 1 Spalte 2
mit dem Buchstaben „A“ gekennzeichnet ist, führt die
zuständige Behörde eine allgemeine Vorprüfung zur
Feststellung der UVP-Pflicht durch. Die allgemeine
Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter
Berücksichtigung der in Anlage 2 aufgeführten Krite-
rien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das
Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Be -
hörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
haben kann, die bei der Zulassungsentscheidung nach
§ 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 25 Absatz 2 UVPG
zu berücksichtigen wären.

    (3) Bei einem Neuvorhaben, das in Anlage 1 Spalte 2
mit dem Buchstaben „S“ gekennzeichnet ist, führt die
zuständige Behörde eine standortbezogene Vorprü-
fung zur Feststellung der UVP-Pflicht durch. Die
standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige
Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten
Stufe prüft die zuständige Behörde, ob bei dem Neu-
vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß
den in Anlage 2 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkri-
terien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten
Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten
vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die
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Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche
Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf der
zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 2
aufgeführten Kriterien, ob das Neuvorhaben erheb -
liche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann,
die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutz -
ziele des Gebietes betreffen und bei der Zulassungs-
entscheidung nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 25 Absatz 2 UVPG zu berücksichtigen wären. Die
UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach
Einschätzung der zuständigen Behörde solche Um-
weltauswirkungen haben kann.

    (4) Sofern die allgemeine Vorprüfung ergibt, dass auf-
grund der Verwirklichung eines Vorhabens, das zu-
gleich benachbartes Schutzobjekt im Sinne des § 3
Absatz 5 d des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist,
innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes zu
Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Absatz 5 a des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes die Möglichkeit
besteht, dass ein Störfall im Sinne des § 2 Nummer 7
der Störfall-Verordnung eintritt, sich die Eintritts-
wahrscheinlichkeit eines solchen Störfalls vergrößert
oder sich die Folgen eines solchen Störfalls ver-
schlimmern können, ist davon auszugehen, dass das
Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
gen haben kann.

    (5) Wird ein Vorhaben geändert, für das eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchgeführt worden ist, so
besteht für das Änderungsvorhaben die UVP-Pflicht,
wenn 

    1.  allein die Änderung die Größen- oder Leistungs-
werte für eine unbedingte UVP-Pflicht gemäß Ab-
satz 1 erreicht oder überschreitet oder

    2.  die allgemeine Vorprüfung ergibt, dass die Ände-
rung zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen her-
vorrufen kann.

    Wird ein Vorhaben geändert, für das keine Größen-
oder Leistungswerte vorgeschrieben sind, so wird die
allgemeine Vorprüfung nach Absatz 2 durchgeführt.

    (6) Die Vorprüfung nach den Absätzen 2 bis 4 entfällt,
wenn der Vorhabenträger die Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt und die zu-
ständige Behörde das Entfallen der Vorprüfung als
zweckmäßig erachtet. Für diese Vorhaben besteht die
UVP-Pflicht. Die Entscheidung der zuständigen Be -
hörde ist nicht anfechtbar.

                                              § 13

             Unterrichtung über den Untersuchungsrahmen 

    (1) Der Vorhabenträger informiert die zuständige Be -
hörde frühzeitig auf der Grundlage geeigneter Anga-
ben über das Vorhaben. Auf Antrag des Vorhabenträ-

gers oder wenn die zuständige Behörde es für zweck-
mäßig hält, unterrichtet und berät die zuständige Be -
hörde den Vorhabenträger entsprechend dem Pla-
nungsstand des Vorhabens frühzeitig über Inhalt, Um-
fang und Detailtiefe der Angaben, die der Vorhaben-
träger voraussichtlich in den UVP-Bericht zu den vor-
aussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens
nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 UVPG auf-
nehmen muss (Untersuchungsrahmen). Die Unterrich-
tung und Beratung kann sich auch auf weitere Ge-
sichtspunkte des Verfahrens, insbesondere auf dessen
zeitlichen Ablauf, auf die zu beteiligenden Behörden
oder auf die Einholung von Sachverständigengutach-
ten erstrecken. Verfügen die zuständige Behörde oder
die zu beteiligenden Behörden über Informationen,
die für die Erarbeitung des UVP-Berichts zweckdien-
lich sind, so stellen sie diese Informationen dem Vor-
habenträger zur Verfügung.

    (2) Der Vorhabenträger hat der zuständigen Behörde
geeignete Unterlagen zu den Merkmalen des Vorha-
bens, einschließlich seiner Größe oder Leistung, und
des Standorts sowie zu den möglichen Umweltauswir-
kungen vorzulegen.

    (3) Vor der Unterrichtung über den Untersuchungs-
rahmen kann die zuständige Behörde dem Vorhaben-
träger sowie den nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit
§ 17 UVPG zu beteiligenden Behörden Gelegenheit
zu einer Besprechung geben. Die Besprechung soll
sich auf den Gegenstand, den Umfang und die Metho-
den der Umweltverträglichkeitsprüfung erstrecken.
Zur Besprechung kann die zuständige Behörde hinzu-
ziehen:

    1.  Sachverständige,

    2.  nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 55 UVPG
zu beteiligende Behörden,

    3.  nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes aner-
kannte Umweltvereinigungen sowie

    4.  sonstige Dritte.

    Die Besprechung ist öffentlich, soweit nicht geheimhal-
tungsbedürftige Tatsachen zur Sprache kommen und
ein Besprechungsteilnehmer den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit beantragt oder die zuständige Behörde den
Ausschluss von Amts wegen anordnet. Die zuständige
Behörde unterrichtet die Öffentlichkeit über die Durch-
führung der Besprechung spätestens zwei Wochen vor
dem vorgesehenen Termin durch Einstellung auf ihrer
Internetseite. Das Ergebnis der Besprechung wird von
der zuständigen Behörde dokumentiert.

    (4) Ist das Vorhaben Bestandteil eines mehrstufigen
Planungs- und Zulassungsprozesses und ist dem ver-
waltungsbehördlichen Verfahren ein anderes Pla-
nungs- oder Zulassungsverfahren vorausgegangen, als
dessen Bestandteil eine Umweltprüfung durchgeführt
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wurde, soll sich die Umweltverträglichkeitsprüfung
auf zusätzliche erhebliche oder andere erhebliche Um-
weltauswirkungen sowie auf erforderliche Aktualisie-
rungen und Vertiefungen beschränken.

    (5) Die zuständige Behörde berät den Vorhabenträger
auch nach der Unterrichtung über den Untersuchungs-
rahmen, soweit dies für eine zügige und sachgerechte
Durchführung des Verfahrens zweckmäßig ist.

                                              § 14

                     Zentrales Internetportal des Landes

    (1) Das Land richtet ein zentrales Internetportal für
Umweltverträglichkeitsprüfungen ein. Für den Auf-
bau und den Betrieb des zentralen Internetportals ist
das für das Recht der Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen zuständige Ministerium zuständig. Das zentrale
Internetportal dient den in § 20 UVPG vorgesehenen
Zwecken sowie der Bekanntmachungen und Bericht-
erstattung nach Absatz 2 und 3.

    (2) Die zuständige Behörde macht den Inhalt der Be-
kanntmachung und die auszulegenden Unterlagen
nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 19 Absatz 1
und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 UVPG über das
zentrale Internetportal zugänglich. Maßgeblich ist der
Inhalt der ausgelegten Unterlagen.

    (3) Der Inhalt des zentralen Internetportals kann auch
für Zwecke der Berichterstattung an die Europäische
Kommission nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 73 UVPG verwendet werden.

    (4) Alle in das zentrale Internetportal einzustellenden
Unterlagen sind vom Vorhabenträger elektronisch
vorzulegen.

    (5) Für die Bekanntmachung der Entscheidung zur
Zulassung oder Ablehnung des Vorhabens und die
Auslegung des Bescheids gelten die Absätze 1 bis 4
entsprechend.

                                        Abschnitt 3

                          Strategische Umweltprüfung

                                              § 15

                           Strategische Umweltprüfung 

    Die Strategische Umweltprüfung (SUP) ist unselbst-
ständiger Teil behördlicher Verfahren zur Aufstellung
oder Änderung von Plänen und Programmen.

                                              § 16

                           Feststellung der SUP-Pflicht 

    (1) Die zuständige Behörde stellt frühzeitig fest, ob
eine SUP-Pflicht besteht.

    (2) Die Feststellung der SUP-Pflicht ist, sofern eine
Vorprüfung des Einzelfalls vorgenommen worden
ist, der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen über
den Zugang zu Umweltinformationen zugänglich zu
machen; soll eine Strategische Umweltprüfung un-
terbleiben, ist dies einschließlich der dafür wesent -
lichen Gründe bekannt zu geben. Die Feststellung ist
nicht selbstständig anfechtbar.

                                              § 17

                    SUP-Pflicht in bestimmten Plan- oder 
                   Programmbereichen und im Einzelfall

    (1) Eine Strategische Umweltprüfung ist durchzu-
führen bei Plänen und Programmen, die

    1.  in Anlage 3 Nummer 1 aufgeführt sind oder

    2.  in Anlage 3 Nummer 2 aufgeführt sind und für Ent-
scheidungen über die Zulässigkeit von in Anlage 1
aufgeführten Vorhaben oder von Vorhaben, die
nach Bundesrecht einer Umweltverträglichkeits -
prüfung oder Vorprüfung des Einzelfalls bedürfen,
einen Rahmen setzen.

    Bei Durchführung einer strategischen Umweltprüfung
bei Plänen und Programmen der Anlage 3 Nummer 1.3
und 1.4 sind in die Darstellungen nach § 9 Absatz 3
Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes die voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen auf die
Schutzgüter des § 8 Absatz 1 in die Begründung auf-
zunehmen.

    (2) Bei nicht unter Absatz 1 fallenden Plänen und Pro-
grammen ist eine Strategische Umweltprüfung nur
dann durchzuführen, wenn sie für die Entscheidung
über die Zulässigkeit von in der Anlage 1 aufgeführ-
ten oder anderen Vorhaben einen Rahmen setzen und
nach einer Vorprüfung im Einzelfall voraussichtlich
erhebliche Umweltauswirkungen haben. §§ 34 Absatz 4
und 35 Absatz 6 des Baugesetzbuchs bleiben unbe -
rührt.

    (3) Pläne und Programme setzen einen Rahmen für
die Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben
im Sinne von Absatz 2 Satz 1, wenn sie Festlegungen
mit Bedeutung für spätere Zulassungsentscheidungen,
insbesondere zum Bedarf, zur Größe, zum Standort,
zur Beschaffenheit, zu Betriebsbedingungen von Vor-
haben oder zur Inanspruchnahme von Ressourcen,
enthalten.

    (4) Hängt die Durchführung einer Strategischen Um-
weltprüfung von einer Vorprüfung des Einzelfalls ab,
hat die zuständige Behörde aufgrund einer überschlä-
gigen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 4
aufgeführten Kriterien einzuschätzen, ob der Plan
oder das Programm voraussichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen hat, die im weiteren Aufstellungs-
verfahren nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 43
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Absatz 2 UVPG zu berücksichtigen wären. Bei der
Vorprüfung nach Satz 1 ist zu berücksichtigen, inwie-
weit Umweltauswirkungen durch Vermeidungs- und
Verminderungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlos-
sen werden. Die Behörden, deren umwelt- und ge-
sundheitsbezogener Aufgabenbereich durch den Plan
oder das Programm berührt werden, sind bei der Vor-
prüfung zu beteiligen. Die Durchführung und das Er-
gebnis der Vorprüfung sind zu dokumentieren.

                                              § 18

                  Festlegung des Untersuchungsrahmens

    (1) Die für die Strategische Umweltprüfung zustän -
dige Behörde legt den Untersuchungsrahmen der Stra-
tegischen Umweltprüfung einschließlich des Umfangs
und Detaillierungsgrads der in den Umweltbericht
nach § 7 Absatz 3 in Verbindung mit § 40 UVPG auf-
zunehmenden Angaben fest.

    (2) Der Untersuchungsrahmen einschließlich des Um-
fangs und Detaillierungsgrads der in den Umweltbe-
richt aufzunehmenden Angaben bestimmen sich unter
Berücksichtigung von §§ 15 in Verbindung mit 8 Ab-
satz 1 nach den Rechtsvorschriften, die für die Ent-
scheidung über die Ausarbeitung, Annahme oder Än-
derung des Plans oder Programms maßgebend sind.
Der Umweltbericht enthält die Angaben, die mit zu-
mutbarem Aufwand ermittelt werden können, und
berücksichtigt dabei den gegenwärtigen Wissensstand
und der Behörde bekannte Äußerungen der Öffent-
lichkeit, allgemein anerkannte Prüfungsmethoden, In-
halt und Detaillierungsgrad des Plans oder Programms
sowie dessen Stellung im Entscheidungsprozess.

    (3) Sind Pläne und Programme Bestandteil eines
mehrstufigen Planungs- und Zulassungsprozesses, soll
zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen bei der Fest-
legung des Untersuchungsrahmens bestimmt werden,
auf welcher der Stufen dieses Prozesses bestimmte
Umweltauswirkungen schwerpunktmäßig geprüft wer -
den sollen. Dabei sind Art und Umfang der Umwelt-
auswirkungen, fachliche Erfordernisse sowie Inhalt
und Entscheidungsgegenstand des Plans oder Pro-
gramms zu berücksichtigen. Bei nachfolgenden Plä-
nen und Programmen sowie bei der nachfolgenden
Zulassung von Vorhaben, für die der Plan oder das
Programm einen Rahmen setzt, soll sich die Umwelt-
prüfung auf zusätzliche oder andere erhebliche Um-
weltauswirkungen sowie auf erforderliche Aktualisie-
rungen und Vertiefungen beschränken.

    (4) Die Behörden, deren umwelt- und gesundheits -
bezogener Aufgabenbereich durch den Plan oder das
Programm berührt wird, werden bei der Festlegung
des Untersuchungsrahmens der Strategischen Um-
weltprüfung sowie des Umfangs und Detaillierungs-
grads der in den Umweltbericht aufzunehmenden An-

gaben beteiligt. Verfügen die zu beteiligenden Behör-
den über Informationen, die für den Umweltbericht
zweckdienlich sind, übermitteln sie diese der zustän-
digen Behörde. 

    (5) Die zuständige Behörde gibt auf der Grundlage ge-
eigneter Informationen den zu beteiligenden Behör-
den Gelegenheit zu einer Besprechung oder zur Stel-
lungnahme über die nach Absatz 1 zu treffenden Fest-
legungen. Sachverständige, betroffene Gemeinden, zu
beteiligende Behörden, nach § 3 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes anerkannte Umweltvereinigungen
sowie sonstige Dritte können hinzugezogen werden.
Die Besprechung ist öffentlich, soweit nicht geheim-
haltungsbedürftige Tatsachen zur Sprache kommen
und ein Besprechungsteilnehmer den Ausschluss der
Öffentlichkeit beantragt oder die zuständige Behörde
den Ausschluss von Amts wegen anordnet. Die zu-
ständige Behörde unterrichtet die Öffentlichkeit über
die Durchführung der Besprechung spätestens zwei
Wochen vor dem vorgesehenen Termin durch Ein -
stellung auf ihrer Internetseite. Das Ergebnis der Be-
sprechung wird von der zuständigen Behörde doku-
mentiert.

                                        Abschnitt 4

                            Besondere Bestimmungen

                                              § 19

                     Vermeidung von Interessenkonflikten 

    Ist die zuständige Behörde bei der Umweltverträglich-
keitsprüfung zugleich Vorhabenträger, so ist die Unab-
hängigkeit des Behördenhandelns bei der Wahrneh-
mung der Aufgaben nach diesem Gesetz durch geeig-
nete organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, ins-
besondere durch eine angemessene funktionale Tren-
nung.

                                              § 20

           Federführende Behörde und zuständige Behörde 
                 bei der grenzüberschreitenden Behörden- 
                         und Öffentlichkeitsbeteiligung

    (1) Bedarf ein Vorhaben der Zulassung durch mehrere
Landesbehörden, werden folgende Aufgaben von der
federführenden Behörde wahrgenommen:

    1.  Feststellung der UVP-Pflicht,

    2.  Durchführung des Verfahrens der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und

    3.  Zusammenfassende Darstellung der Umweltaus-
wirkungen. 

    Diese kann im Einzelfall Aufgaben auf eine der Zulas-
sungsbehörden übertragen.
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    (2) Federführende Behörde ist

    1.  das Regierungspräsidium, wenn ein Vorhaben der
Zulassung durch mehrere allgemeine Verwaltungs-
behörden oder durch eine allgemeine und eine be-
sondere Verwaltungsbehörde bedarf,

    2.  die oberste Landesbehörde, wenn ein Vorhaben der
Zulassung durch diese und eine allgemeine oder
eine besondere Verwaltungsbehörde bedarf,

    3.  die für Genehmigungen nach § 7 des Atomgesetzes
zuständige Behörde für Vorhaben im Sinne der
Nummern 11.1 bis 11.4 der Anlage 1 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung, soweit
nicht eine Bundesbehörde federführende Behörde
ist. 

    (3) Zuständige Behörde bei der grenzüberschreitenden
Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung ist das Re-
gierungspräsidium.

                                              § 21

           Verordnungsermächtigung, Übergangsvorschrift 

    (1) Die Landesregierung wird ermächtigt, die Vor-
schriften des zweiten Teils und der Anlagen 1 bis 4
dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung zu ändern,
soweit dies aufgrund von Rechtsakten der Europä -
ischen Union erforderlich ist und sich die Änderung
auf einzelne Bestimmungen bezieht. 

    (2) Bis zum Ablauf des [als Datum ist der Tag vor
dem Inkrafttreten des Gesetzes nach Artikel 4 noch
einzutragen] bereits begonnene Verfahren werden
nach den Vorschriften des Teils 2 in der am 2. No-
vember 2018 geltenden Fassung zu Ende geführt.“

2. In § 23 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter
„öffentlich beratender“ durch die Wörter „beratender
öffentlicher“ ersetzt.

3. In § 24 Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe „nach § 27“
durch die Angabe „nach § 30“ ersetzt.

4. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

    a)  In Nummer 1 wird das Wort „Betroffenen“ durch
die Wörter „betroffenen Personen“ ersetzt.

    b)  Im zweiten Halbsatz werden die Wörter „die Be-
troffenen haben zugestimmt“ durch die Wörter „die
betroffenen Personen haben eingewilligt“ ersetzt.

5. In § 30 Absatz 2 Nummer 6 wird die Angabe „§§ 11
und 12“ durch die Angabe „§§ 24 und 25“ ersetzt.

6. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

    a)  Der Klammerzusatz „(zu § 9 Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 2 Nummer 2, § 10 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2

Satz 3, Absatz 3 Satz 4 und Absatz 4, § 11 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2, § 12 Nummer 1, § 14 Absatz 1
Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1, § 15 Nummer 2, 
§ 16 Nummer 1 und 2)“ wird durch den Klammer-
zusatz „(zu § 7 Absatz 1 Nummer 1, § 12 Absatz 1
Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1, § 17
Absatz 2 Satz 1, § 20 Absatz 2 Nummer 3, § 21)“
ersetzt.

    b)  Die Erläuterungen nach der Überschrift „Liste
UVP-pflichtiger Vorhaben“ werden wie folgt ge-
fasst:

        „Soweit nachstehend eine UVP-Pflicht vorgesehen
ist, nimmt diese Bezug auf die Regelung des § 12
Absatz 1. Soweit nachstehend eine allgemeine
Vorprüfung oder eine standortbezogene Vorprü-
fung des Einzelfalls vorgesehen ist, nimmt diese
Bezug auf die Regelung des § 12 Absatz 2 und 3.

    Legende:

    Nummer = Nummer des Vorhabens 

    Vorhaben = Art des Vorhabens mit gegebenen-
falls Größen oder Leistungswerten
nach § 12 Absatz 1 sowie Prüfwer-
ten für Größe und Leistung nach 
§ 12 Absätze 2 und 3

    X in Spalte 1 = § 12 Absatz 1

    A in Spalte 1 = § 12 Absatz 2

    S in Spalte 2 = § 12 Absatz 3“

7. Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 2

(zu § 12 Absätze 2 und 3)

               Kriterien für die Vorprüfung im Rahmen 
                 einer Umweltverträglichkeitsprüfung

    1.  Merkmale der Vorhaben

        Die Merkmale eines Vorhabens sind insbeson-
dere hinsichtlich folgender Kriterien zu beur-
teilen:

    1.1 Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorha-
bens und, soweit relevant, der Abrissarbeiten,

    1.2 Zusammenwirken mit anderen bestehenden
oder zugelassenen Vorhaben und Tätigkeiten,

    1.3 Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere
Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt,

    1.4 Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Ab-
satz 1 und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes,
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    1.5 Umweltverschmutzung und Belästigungen,

    1.6 Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastro-
phen, die für das Vorhaben von Bedeutung
sind, ein schließlich der Störfälle, Unfälle und
Katas trophen, die wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zufolge durch den Klimawandel bedingt
sind, insbesondere mit Blick auf:

    1.6.1 verwendete Stoffe und Technologien,

    1.6.2 die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im
Sinne des § 2 Nummer 7 der Störfall-Verord-
nung, insbesondere aufgrund seiner Verwirk -
lichung innerhalb des angemessenen Sicher-
heitsabstandes zu Betriebsbereichen im Sinne
des § 3 Absatz 5 a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes,

    1.7 Risiken für die menschliche Gesundheit, z. B.
durch Verunreinigung von Wasser oder Luft.

    2.  Standort der Vorhaben

        Die ökologische Empfindlichkeit eines Ge-
biets, das durch ein Vorhaben möglicherweise
beeinträchtigt wird, ist insbesondere hinsicht-
lich folgender Nutzungs- und Schutzkriterien
unter Be rücksichtigung des Zusammenwirkens
mit an deren Vorhaben in ihrem gemeinsamen
Einwirkungsbereich zu beurteilen:

    2.1 bestehende Nutzung des Gebietes, insbeson -
dere als Fläche für Siedlung und Erholung, für
land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nut-
zungen, für sonstige wirtschaftliche und öffent-
liche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsor-
gung (Nutzungskriterien),

    2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regene-
rationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen,
insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Was-
ser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, des
Gebiets und seines Untergrunds (Qualitätskri-
terien),

    2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer
Berücksichtigung folgender Gebiete und von
Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiese-
nen Schutzes (Schutzkriterien):

    2.3.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG),

    2.3.2 Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG, so-
weit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,

    2.3.3 Nationalparke und Nationale Naturmonumente
nach § 24 BNatSchG, soweit nicht bereits von
Nummer 2.3.1 erfasst,

    2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzge-
biete gemäß den §§ 25 und 26 BNatSchG,

    2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG und § 30
Absatz 1 des Naturschutzgesetzes (NatSchG),

    2.3.6 geschützte Landschaftsbestandteile, einschließ-
lich Alleen, nach § 29 BNatSchG und § 31
NatSchG,

    2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30
BNatSchG und § 33 Absatz 1 Satz 1 NatSchG,

    2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG), Heilquellenschutz-
gebiete nach § 53 Absatz 4 WHG, Risikoge -
biete nach § 73 Absatz 1 WHG sowie Über-
schwemmungsgebiete nach § 76 WHG in Ver-
bindung mit § 65 des Wassergesetzes für
Baden-Württemberg

    2.3.9 Gebiete, in denen die in Vorschriften der Euro -
päischen Union festgelegten Umweltqualitäts-
normen bereits überschritten sind,

    2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbe-
sondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2
Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes,

    2.3.11 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete
Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenk-
mäler oder Gebiete, die von der durch die Län-
der bestimmten Denkmalschutzbehörde als ar-
chäologisch bedeutende Landschaften einge-
stuft worden sind,

    2.3.12 Waldschutzgebiete nach § 32 des Landeswald-
gesetzes, Wälder mit besonderen Schutzfunk-
tionen, geschützte Waldbiotope und Wildkorri-
dore des Generalwildwegeplans.

    3.  Art und Merkmale der möglichen Auswirkun-
gen

        Die möglichen erheblichen Auswirkungen
eines Vorhabens auf die Schutzgüter sind an-
hand der unter den Nummern 1 und 2 aufge-
führten Krite rien zu beurteilen; dabei ist insbe-
sondere folgenden Gesichtspunkten Rechnung
zu tragen:

    3.1 der Art und dem Ausmaß der Auswirkungen,
insbesondere, welches geographische Gebiet
betroffen ist und wie viele Personen von den
Auswirkungen voraussichtlich betroffen sind,

    3.2 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter
der Auswirkungen,

    3.3 der Schwere und der Komplexität der Auswir-
kungen,

    3.4 der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen,

    3.5 dem voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintretens
sowie der Dauer, Häufigkeit und Umkehrbar-
keit der Auswirkungen,
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     3.6 dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit
den Auswirkungen anderer bestehender oder
zugelassener Vorhaben,

     3.7 der Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam
zu vermindern.“

8. Anlage 3 wird wie folgt geändert:

     a) Der Klammerzusatz „(zu § 9 Absatz 2, § 14 Absatz 1
und § 16 Nummer 3 und 4)“ wird durch den
Klammerzusatz „(zu § 7 Absatz 1 Nummer 2 und
§ 17 Absatz 1 Nummer 1 und 2)“ ersetzt.

     b) In den Erläuterungen nach der Überschrift wer-
den die Wörter „§ 9 Absatz 2 Nummer 1“ durch
die Wörter „§ 7 Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt. 

     c) In Nummer 1 werden die Wörter „§ 14 Absatz 1
Nummer 1“ durch die Wörter „§ 17 Absatz 1
Nummer 1“ ersetzt.

     d) In Nummer 2 werden die Wörter „§ 14 Absatz 1
Nummer 2“ durch die Wörter „§ 17 Absatz 1
Nummer 2“ ersetzt.

9. In Anlage 4 wird der Klammerzusatz „(zu § 14 Absatz 4
und § 16 Nummer 4)“ durch den Klammerzusatz
„(zu § 17 Absatz 4)“ ersetzt. 

10. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Änderung des Landesplanungsgesetzes

Das Landesplanungsgesetz in der Fassung vom 10. Juli
2003 (GBl. S. 385), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2017 (GBl. S. 645, 646) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 18 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

    „2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Land-
schaft,“

2. § 18 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

    „Die raumordnerische Beurteilung schließt die Prü-
fung der Standort- und Trassenalternativen ein, die
der Träger des Vorhabens in das Raumordnungsver-
fahren eingeführt hat, sowie die Alternativen nach
Maßgabe des § 15 Absatz 1 Satz 3 des Raumord-
nungsgesetzes.“ 

3. § 19 Absatz 5 Satz 4 wird aufgehoben. 

Artikel 3

Änderung des Wassergesetzes 
für Baden-Württemberg

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg vom 3. De-
zember 2013 (GBl. S. 389), das zuletzt durch Artikel 65
der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 106)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 65 wird wie folgt geändert:

    a)  In der Überschrift werden die Wörter „zu §§ 76
und 78 WHG“ durch die Wörter „zu §§ 76 und 78
bis 78 c WHG“ ersetzt.

    b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

        aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 78 Absatz 3
Satz 1 WHG“ durch die Wörter „§ 78 Absatz 5
Satz 1 WHG“ ersetzt.

        bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 78 Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 WHG“ durch die Wörter 
„§ 78 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 a WHG“ er-
setzt.

2. In § 80 Absatz 1 werden die Wörter „§§ 20 bis 23 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung“
durch die Wörter „§§ 65 bis 69 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung“ ersetzt.

3. In § 84 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „§ 78 Ab-
satz 3 Satz 1 WHG“ durch die Wörter „§ 78 Absatz 5
Satz 1 WHG“ ersetzt.

4. In § 95 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 78 Ab-
satz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 WHG“
durch die Wörter „§ 78 Absatz 6 Satz 1, § 78 a Absatz 4
und 5 Satz 1 WHG“ ersetzt.

5. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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